Amts-Platt 


der Königl. Preuß. Negierung zu Frankfurt O. 


M1. Frankfurt a. O., den 3. Januar 1867. 


Staats ⸗Unterſtützung der Arbeiter. 


zu fordern ſein. Es iſt nicht zu verkennen, daß die Geſetzgebung ſchon vermittelſt der Verordnung über 
die Verwendung der Kinder in den Fabriken, über Arbeitszeit, Löhnung in Geld und Produkten zu 


verſchrieen werden. Die Staats - Unterftügung kommt läugſt nicht nur in der Geſtalt von Zinsgarantie 
bel Eiſenbahn⸗Unternehmungen vor, ſondern auch, um nur den analogen Fall heraus zugreifen, bei der Land⸗ 
wirthſchaft, und zwar in Formen, wo das öffentliche Intereife gewiß nicht ausgeſchloſſen iſt, aber doch erſt hinter 
den einzelnen, großen und kleinen Grunbbeſitzern einherſchreitet. Lange Zeit haben die landwirthſchaftlichen 
Vereine eine Staats⸗Unterſtützung gern angenommen; es ſind ſehr wenig ſolcher Vereine, welche freiwillig 
auf die herkömmliche Beihülfe verzichten wollen. So gut viele Regierungen den Landwirthen Beriefelungs- 
meifter zur Verfügung ftellen, jo gut können den Fabritarbeitern Fabrik « Inſpektoren zur Hülfe geſchickt 
werden; der Name tft ja bereits in einigen Gegenden der Rheinprovinz in Aufnahme gekommen. Schwle⸗ 
rig iſt freilich die Aufgabe eines ſolchen Helfers der Fabrikarbeiter, möge er von einer Reglerung ernannt 
oder von Vereinen berufen werden, weil er der Natur der Sache gar zu leicht in einen Gegenſatz 
zu den Fabrikherren geräth und von ihnen wenn nicht voll Mißtrauen ſo doch als überflüſſig angeſehen, 
mit ihnen ſchwer zu einer Einigung über Einrichtungen zu Gunſten der Arbeiter gelangen wird. Aber für 
unausführbar kann das Inſtitut nicht gehalten werden. Auch in direkten Unterſtützungen der Arbeiter und 
ihrer Genoſſenſchaften durch Staatsgelder liegt, ſobald Sicherheit und Zinſen geleiſtet werden, weder etwas 
vom täglichen bürgerlichen Geſchäftsleben Abweichendes noch Etwas dem Prinzipe der Selbſthülfe Wider⸗ 
ſprechendes. Es iſt nicht einzuſehen, warum nicht wohlorganiſirten in Rechtlichleit und in bereits aufge 
brachten Mitteln Garantie leiſtenden Arb its « Vereinen ebenfalls von Privaten, von Gemeinde- und Pro- 
vinzial⸗Verbänden, ſowie vom Staate ſelbſt unter Umſtänden, Vorſchüſſe und ihrer Anzahl wie ihren Un⸗ 


treten, werden ſich unter Zuhülfenahme einer ausgebildeten Fabrik- und Arbeiter⸗Statiſtik, ja eben auf den 

Nachweis ſtützen, wie die Arbeltsgeber den Handels » Conjunfturen gemäß, beſſere Arbeltslöhne gewähren 

fönnen und wie andere Fabrilherren dieſelben aus denſelben Gründen etwa wirklich geben. Die Steigerung 
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der Lohnſätze, ſoweit der Meiſter und Fabrikant dabei zu beſtehen vermag, liegt im öffentlichen Intereſſe, 
well das Schickſal einer wichtigen Volksklaſſe dadurch verbeſſert wird. Ueberſpannte Forderungen durch⸗ 
zuſetzen wird den Arbeitern ohnehin nicht gelingen, weil ſich in dieſem Falle bald Andere bereit finden, 
gegen billigen Lohn an ihre Stelle zu treten. Zu Einſchreitungen gegen tumultuariſche Vorgänge, die ſich 
an eine Arbeitseinſtellung knüpfen können, bietet das Geſetz die erforderlichen Mittel. Freilich iſt die Staats⸗ 
Regierung nicht berufen in die Beſtimmung der Arbeitslöhne ſich einzumiſchen; wenn eine ſolche Beſtim⸗ 
mung durch gemeinſchaftliche Verabredung mehrerer Betheiligten herbeigeführt wird, ſo liegt in ſolcher 
Thatſache aber kein Unrecht, welches der Staat beſtrafen darf. Den Fabrikanten und Meiſtern wie den Ar⸗ 
beitern muß es freigeſtellt fein zu verſuchen, ob fie Arbeiter finden, die ſich mit geringerem Lohn begnügen, 
oder Arbeitgeber, welche höheren Lohn bewilligen. So wird die perſönliche Freiheit geſchützt und der na⸗ 
türliche rechtmäßige Kampf der Intereſſen nicht gehemmt. 


Geſetz⸗Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten pro 1866. 

Nr. 64 enthält: (Nr. 6476.) Verordnung, betreffend die Amortiſation aus vormals Hannoverſchen 
Kaſſen fortgeſchaffter Werth papiere und die Einſtellung der Zinſen⸗ und Kapitalzahlung auf 
dergleichen Papiere. Vom 10. Dezember 1866. 

Nr. 65 enthält: (Nr. 6477.) Verordnung, betreffend die Einführung der beiden erſten Theile des Straf⸗ 
geſetzbuches für die Preußiſchen Staaten und des Geſetzes vom 25. April 1853, betreffend die 
Kompetenz des Kammergerichts zur Unterſuchung und Entſcheidung wegen der Staatsverbrechen 
und das dabei zu beobachtende Verfahren, in das Gebiet der ehemaligen freien Stadt Frank⸗ 
furt. Vom 12. Dezember 1866. 

(Nr. 6478.) Verordnung, betreffend die Aufhebung der Vorſchriften des im Gebiete der ehemaligen 
frelen Stadt Frankfurt geltenden bürgerlichen Rechts über den in der Appellations⸗Inſtanz 
zuläſſigen Antrag der Parteien auf Aktenverſendung Behufs Abfaſſung der Entſcheidung und 
über das gegen Entſcheidungen der zweiten Inſtanz zuläſſige Rechtsmittel der Aktenverſendung 
in Kraft der Reviſion. Vom 12. Dezember 1866. 

(Nr. 6479.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. November 1866, betreffend die Modifikation des der 
Stadt Demmin unter dem 14. Mai 1866 ertheilten Privilegiums zur Ausgabe auf den In 
haber lautender Obligationen. 

(Nr. 6480.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. November 1866, betreffend die Regelung der Milltair⸗ 
Rechtspflege ꝛc. in den neuerworbenen Landestheilen. 

(Nr. 6481.) Bekanntmachung über den Beitritt des Kantons Thurgau zu der von Preußen mit 
mehreren Kantonen der Schweiz abgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen der Koſten der Verpflegung 
von erkrankten Angehörigen der kontrahirenden Theile. Vom 13. Dezember 1866 

Nr. 66 enthält: (Nr. 6482.) Verordnung, betreffend das Verfahren in den, der Zuſtändigkeit des Ober⸗ 
Tribunals unterliegenden Civllſachen aus dem Gebiete der ehemaligen freien Stadt Frankfurt. 
Vom 12. Dezember 1866. 

(Nr. 6483.) Verordnung, betreffend die Einführung der Bank-Ordnung vom 5. Oktober 1846 
und des Geſetzes wegen Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen derſelben vom 
7. Mat 1856 in dem Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover, des Herzogthums Naſſau 
und der vormaligen freien Stadt Frankfurt. Vom 16. Dezember 1866. 


Bekanntmachung, wegen Ausreihung neuer Zinscoupons Serie XV. 
zu den Preußiſchen Staatsſchuldſcheinen. 

Die neuen Coupons Serie XV. Nr. 1 bis 8 über die Zinſen für die vier Jahre 1867 bis 1870 
nebſt Talons werden vom 15. Oktober d. J. ab von der Kontrolle der Staats⸗Papiere hierſelbſt, Oranien⸗ 
ſtraße Nr. 92 unten rechts, Vormittags von 9 bis 1 Uhr, mit Ausnahme der Sonn- und Feiertage und 
der Kaſſenreviſtonstage, ausgereicht werden. 

Die Coupons konnen bei der Kontrolle ſelbſt in Empfang genommen oder durch die Regierungs⸗ 
Hauptkaſſen bezogen werden. Wer das Erſtere wünſcht, hat die Talons vom 12. Juli 1861 mit einem 
Verzeichniſſe, zu welchem Formulare bei der gedachten Kontrolle und in Hamburg bei dem Preuß. Ober⸗ 
Poſtamte unentgeltlich zu haben ſind, bei der Kontrolle perſönlich oder durch einen Beauftragten abzugeben. 
Genügt dem Einreicher eine numerirte Marke als Empfangsbeſcheinigung, ſo iſt das Verzeichniß nur ein⸗ 
fach, dagegen von denen, welche eine ſchriftliche Beſcheinigung über die Abgabe der Talons zu erhalten 
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wünſchen, doppelt vorzulegen. In letzterem Falle erhalten dle Einreicher das eine Exemplar mit einer 
Empfangsbeſcheinigung verſehen, ſofort zurück. Die Marke oder Empfangsbeſcheinigung iſt bei der Aus⸗ 
händigung der neuen Coupons zurückzugeben. 

In Schriftwechſel kann ſich die Kontrolle der Staatspapiere nicht einlaſſen. 

Wer die Coupons durch eine Regierungs⸗Hauptkaſſe beziehen will, hat derſelben die alten Talons mit 
einem doppelten Verzelchniſſe einzureichen. 

Das eine Verzeichniß wird mit einer Empfangsbeſcheinigung verſehen ſogleich zurückgegeben und iſt 
bel Aushändigung der neuen Coupons wieder abzuliefern. Formulare zu dieſen Verzeichniſſen ſind bei den 
Regterungs⸗Hauptkaſſen und den von den Königlichen Regierungen in den Amtsblättern zu bezeichnenden 
faſſen unentgeltlich zu haben. 

Des Einreichens der Staatsſchuldſcheine ſelbſt bedarf es zur Erlangung der neuen Coupons nur 
dann, wenn die erwähnten Talons abhanden gekommen find; in dieſem Falle ſind die Staatsſchuldſcheine 
an die Kontrolle der Staatspapiere oder an die betreffende Regierungs⸗Hauptkaſſe mittelſt beſonderer Ein⸗ 
gabe einzureichen. 

Die Beförderung der Talons oder der Staatsſchuldſcheine an die Reglerungs⸗Hauptkaſſen (nicht an die 
Kontrolle der Staats papiere) erfolgt durch die Poſt bis zum 1. Auguſt 1867 portofrei, wenn auf dem 
Couverte bemerkt iſt: 

— 5 von e ce (beziehungsweiſe Staatsſchuldſcheine) zum Empfange neuer Coupons 
U „ an un t, hlr.“ 

Mit dem 1. Auguſt 1867 hört die Portofreiheit ſowohl für die Einſendung der Talons, wie für die 
Ueberſendung der neuen Coupons auf. Für ſolche Sendungen, die von Orten eingehen oder nach Orten 
beſtimmt ſind, welche außerhalb des Preuß. Poſtbezirks, aber innerhalb des deutſchen Poſtvereinsgebiets 
liegen, kaun eine Befreiung vom Porto nach den Vereinsbeſtimmungen nicht ſtattfinden. 

Berlin, den 24. September 1866. Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 
Gamet. Lö we. Meinecke. 

Vorſtehende Bekanntmachung wegen Ausreichung neuer Zins⸗Coupons Serie XV. zu den Staats⸗ 
ſchuldſcheinen wird hiermit jur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Formulare zu den in duplo einzureichenden Verzeichniſſen der Talons zu den Staatsſchuldſcheinen 
werden von der Regierungs⸗Hauptkaſſe, den Kreis⸗Steuer⸗Kaſſen zu Arnswalde, Calau, Cottbus, Croſſen, 
Friedeberg, Guben, Königsberg, Landsberg, Luckau, Lübben, Soldin, Sorau, Spremberg, Zielenzig, Züllichau, 
den Steuer Aemtern Bärwalde, Berlinchen, Cüſtrin, Droſſen, Drebkau, Dobrilugk, Driefen, Finſterwalde, 
Forſt, Fürſtenwalde, Golßen, Lieberoſe, Letſchin, Lübbenau, Lippehne, Müncheberg, Neudamm, Neuzelle, 
Pei, Reppen, Neuwedel, Schönfließ, Schwiebus, Seelow, Senftenberg, Sommerfeld, Sonnenburg, Triebel, 
Vietz, Woldeuberg, Zehden und den Rentämtern Friedland und Lagow jedoch nur auf mündliches 
Anſuchen ausgegeben. 

Zur beſondern Achtung wird empfohlen, die Talons baldigſt einzureichen, da bei verſpäteter Einreichung 
die portofreie Beförderung derſelben und der neuen Zinscoupons nicht ſtattfindet. 

Bemerkt wird, daß für die Staatsſchuldſcheine beſondere Verzeichniſſe in duplo ein- 
gereicht werden müſſen und andere Staatsanleiheſcheine in dieſen Verzeichniſſen nicht 
aufgenommen werden dürfen. 

Frankfurt a. O., den 3. Oktober 1866. Königliche Regierung. Frhr. v. Münchhauſen. 


Be k aut mach un g. 

Für bie Verſendung von gedruckten Sachen unter Band mit der Griefpoſt ſoll vom 1. Ja⸗ 
nuar 1867 ab inzerhalb des Preußiſchen Poſtbezirks der Portoſatz von 4 Pfennigen, ſtatt für 
jedes Loth des Gewichts der Sendung, nach der Gewichts⸗Progreſſton von 2%, zu 2½ Loth incl. be⸗ 
rechnet werden, danach ergeben ſich bis 2½ Loth einſchließlich 4 Pfennige, über 2½ bis 5 Loth ein⸗ 
ſchlteßlich 8 Pfennige, über 5 bis 7½ Loth einſchließlich 1 Sgr., über 7 bis 10 Loth einſchließlich 
1 Sgr. 4 Pf., über 10 bis 12 ½ Loth einſchließlich 1 Sgr. 8 Pf., über 12½ bis 15 Loth ein⸗ 
ſchließlich 2 Sgr. f 

Vorſtehendes wird auf Grund des §. 50 des Geſetzes über das Poſtweſen vom 5. Junk 1852 zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. f 

In den ſonſtigen in Betreff der Sendungen gedruckter Sachen unter Band geltenden Vorſchriften 
tritt keine Aenderung ein. Berlin, den 22. Dezember 1866. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Graf von Itzenplitz. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Fraukfurt a. O. 


Die auf Grund des Geſetzes vom 25. Oktober 1859 emitürten Fürſtlich Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſenſchen Kaſſenanweiſungen zu 1 Thlr. ſollen gegen neue in gleichen Werthsabſchnitten umgetauſcht 
werden. Demgemäß iſt durch Bekanntmachung des Fürſtlichen Miniſteriums zu Sondershauſen vom 
12. November d. J. als präkluſiviſche zwölfmonatliche Friſt zum Umtauſch der alten, zur Einziehung be⸗ 
ſtimmten Kaſſenanweiſungen der Zeitraum vom 1. Dezember dieſes Jahres bis zum 30. November des 
nächſten Jahres feſtgeſetzt worden, dergeſtalt, daß während der erſten neun Monate dieſer Friſt die alten 
Kaſſenanweiſungen, nach wie vor, bei allen Fürſtlichen Kaſſen in Zahlung verwendet werden können, 
während der letzten drei Monate dagegen lediglich bei der Fürſtlichen Staatshauptkaſſe zu Sondershauſen 
zum Umtauſch präſentirt werden müſſen, nach Ablauf der gedachten zwölfmonatlichen Friſt aber ihre 
Gültigkeit verlieren und dagegen auch eine Berufung auf die Rechtswohlthat der Wiedereinſetzung in den 


vorigen Stand nicht ſtattfindet. Berlin, den 15. Dezember 1866. 
Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. Itzenplitz. 


An die Königliche Regierung zu Frankfurt a. O. 
Vorſtehende Bekanntmachung wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. O., den 29. Dezember 1866. 


Die unterzeichnete Königliche Commiſſion macht über die Berechtigung zum einjährigen freiwilligen 
Militairdlenſt im laufenden Jahre unter Hinweiſung auf die Beſtimmung der Militair⸗Erſatz⸗Juſtruktion 
vom 9. Dezember 1858, $. 126 — 165 (Außerordentliche Beilage zu Nr. 15. des Amtsblatts pro 1859) 
Nachſtehendes bekannt: 
2 §. 1. Ullgemeine Beſtimmungen. 

Die Anmeldung zum einjährigen freiwilligen Dienſt darf früheſtens im Laufe desjenigen Monats, in 
welchem das 17. Lebensjahr vollendet wird, und muß ſpäteſtens zum 1. Februar desjenigen Kalenderjahres 
ftattfinden, in dem das 20. Lebensjahr vollendet wird. Bis zum 1. April des letztgedachten Jahres muß 
der Nachweis der Berechtigung geführt ſein. 

Wer dieſe Termine verſäumt, verliert den Anſpruch zum einjährigen Dienſt und kann nur ausnahmsweiſe, 
bevor er an der Looſung zum dreijährigen Dienſt Thell zu nehmen verpflichtet war, oder wenn er 
vermöge ſeiner Loosnummer disponibel blieb, vor der zweiten Aushebung 

auf den, an die zuſtändige Kreis ⸗Erſatz⸗Commiſſion zu richtenden Antrag von den oberen Provinzial⸗Be⸗ 
hörden zu dieſer Vergünſtigung verſtattet werden. 
§. 2. Anmeldungs⸗Termine. 

Die mit den erforderlichen Zeugniſſen belegten Anmeldungs⸗Anträge find uns beziehungswelſe zum 
15. Januar und 15. Auguſt d. J. einzureichen, und können Anträge, denen nicht alle nöthigen Zeugniſſe 
beiliegen, nicht berückſichtigt werden. 

$. 3. Befreiung von der perſönlichen Vorſtellung vor uns. 

Wer durch Beibringung der in folgenden Paragraphen gedachten 6 Zeugniſſe ſchriftlich den Nachweis 
feiner vallſtändigen Befähigung zum einjährigen Dienſt führt, iſt von der perſönlichen Verſtellung vor 
uns entbunden. 

§. 4. Angabe der Zeugniſſe. 

Es find dem §. 2 erwähnten Antrage zu dieſem Behuf folgende Zeugniſſe beizufügen, als: 

1) das Geburtszeugniß, 

2) der Erlaubnißſchein der Eltern oder des Vormundes, 

3) ein Moralitäts⸗Atteſt der Obrigkeit des Heimathsorts, welches von dem Landrath des Krelſes dahin 
beſcheinigt ſein muß, daß der betreffende Jüngling entweder Preußiſcher Unterthan, oder ein Staats⸗ 
angehöriger der beiden Großherzogthümer Mecklenburg, oder der drei Herzogthümer Deſſau ſei, 

4) die Erklärung, daß und wie die Militair⸗Equipage beſchafft werden ſoll, 

5) das Zeugniß der wiſſenſchaftlichen Befähigung, d. h. entweder . 

a) das von einem Preußiſchen Gymnaſium ertheilte Zeugniß der Reife für bie Univerſität, oder 

b) das Zeugniß eines Preußiſchen Gymnaſiums oder einer Realſchule erſter Ordnung, daß der Inhaber 

mindeſtens ein halbes Jahr entweder in der Secunda an allen Gegenſtänden des Unterrichts Theil 
genommen habe, oder in der Prima der mit dem Gymnaſium etwa verbundenen Realklaſſen ge⸗ 
weſen ſei, oder 
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c) das ee des Königlichen Kadettenhauſes zu Berlin über mindeſtens halbjährigen Aufenthalt in 

demſelben, oder 

d) das Zeugniß eines zu Entlaſſungs⸗Zeugniſſen berechtigten Seminars, daß der Inhaber zum Ele⸗ 

mentar⸗Schulamt reif ſei, oder 

e) das Zeugniß eines Königlichen Theaters, daß der Juhaber zu Kunſtleiſtungen bei demſelben ange⸗ 

ſtellt ſei, oder 9 

f) das Zeugniß einer zu Entlaſſungs-Prüfungen berechtigten höheren Bürger- oder Realſchule zweiter 

Ordnung, daß der Inhaber mindeſtens ein halbes Jahr in der Prima geſeſſen habe, oder das 
Abgangs⸗Zeuguiß einer ſolchen, der Prima ermangeluden Anftalt, oder 

g) das gleiche Zeugniß eines Progymnaſiums, oder H 

h) das Zeugniß der Gärtner⸗Lehranſtalt zu Potsdam, über beſtandene Prüfung als Gartenkünſtler, oder 

i) das Zeugniß der Direktion des Königlichen Gewerbe⸗Inſtituts zu Berlin, darüber, daß der Inhaber 

daſelbſt entweder ſchon aufgenommen, oder zur Aufnahme zu einem beſtimmt bezeichneten Termine 
auf den Grund des Zeugniſſes der Reife von einer Provinzlal⸗Gewerbeſchule notirt ſei. In letzterm 
Falle wird die Berechtigung zum einjährigen Militairdienſt jedoch mit dem Vorbehalt ertheilt, daß 
der Inhaber deſſelben feinen Eintritt in das Königliche Gewerbe-Iuftitut binnen Jahresfriſt nach⸗ 
weiſt, andernfalls der Berechtlgungsſchein feine Gültigkeit verliert. \ 

k) Kunſtgerechte und mechaniſche Arbeiter, welche für ihre Fertigfeiten beſonders ausgebildet find, 

bedürfen keines der vorſtehend von a. bis i. gedachten Zeugniſſe, ſondern haben ftatt deſſen die, 
genau nach §. 132 Nr. 4 der Erſatz⸗Inſtruktion zu faſſende Beſcheinigung der Kreis⸗Erſatz-Kom⸗ 
miſſion ihres Aufenthaltsorts, ö 
5 daß ihre Zulaſſung zum einjährigen Dienſt, im gewerblichen Intereſſe des Orts nöthig fel, 
eizubringen. 

6) Das die völlige körperliche Dienſttauglichkeit des Vorzeigers beſcheinigende Zeugniß eines Milltair⸗ 

Ober⸗Stabs⸗Arztes, eines Kreis⸗Phyſikus oder des Haus⸗Arztes. 

§. 5. Perſönliche Geſtellung zur Prüfung. FuE 

Wer feinem Anmeldungs⸗Geſuch die vorſtehend zu 5 und 6 gedachten Zeugniffe nicht beifügen kann, 
hat ſich ohne weitere beſondere Aufforderung zur Prüfung durch uns in dem Lokal der hieſigen 
Königlichen Regierung rechtzeitig zu geſtellen. 

6. Prüfungs⸗Termine. 

Die erſte Prüfung wird im laufenden Jahre „am 20. März früh 8 Uhr“ ſtattfinden und haben die 
zu Prüfenden fich behufs Fertigung der ſchrlftlichen Arbeit „am 19. März Nachmittags 2 Uhr“ einzufinden. 
Der zweite Prüfungstermin wird ſpäter durch das Amtsblatt bekannt gemacht werden. 

Frankfurt a. O., den 1. Januar 1867. 
Königliche Departements⸗Prüfungs⸗Commiſſion der Freiwilligen zum einjährigen Militairdienſt. 
v. Pelchrzim. Frhr. v. Thermo. 


Perſonal⸗ Chronik. | 

Der Oberpfarrer Blech zu Sorau iſt zum Superintendenten der Diöceſe Sorau beſtellt und in dies 
Amt eingeführt worden. 5 

Der bisherige Archidiaconus zu Droſſen, Diöcefe Sternberg I., Chriſtmann, iſt zum Pfarrer bei den 
Evangeliſchen Gemeinden der Parochle Kienitz, Diöceſe Frankfurt II., beſtellt worden. 

Von dem unterzeichneten Conſiſtorio ſind die Candidaten 1) Friedrich Auguſt Wilhelm Bochat aus 
Perleberg, 2) Otto Friedrich Albert Daue aus Schwedt a. O., 3) Alexander Rudolph Ernſt Hülle aus 
Berlin, 4) Georg Paulus Koller aus Wriezen a. O., 5) Otto Rudolph Martin Schütze aus Berlin, 
6) Paul Oskar Schmidt aus Sorau für wahlfähig zum Predigtamt erklärt worden. 

Berlin, den 17. Dezember 1866. Königl. Conſiſtorium der Provinz Brandenburg. 

Für den Bezirk des Königlichen Kreisgerichts zu Soldin iſt vom 1. Januar k. J. ab der Bürger⸗ 
meiſter Miethe zu Soldin zum Polizelanwalt und der Magiſtrats⸗Regiſtrator Siebe dortſelbſt zum Stell⸗ 
vertreter des Polizeianwalts ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 27. Dezember 1866. Der Regierungspräſident. Frhr. v. Münchhauſen. 

Der Kaufmann Siegmund Levin, in Firma Heinrich Levin Söhne zu Berlin, iſt von der Peruaniſchen 
Regierung zu ihrem Conful in Berlin ernannt worden. 
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Dier Rechtsanwalt und Notar Kupfer in Finſterwalde iſt vom 1. Januar 1867 ab, in gleicher Eigen⸗ 
ſchaft an das Königliche Kreisgericht zu Cottbus mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes daſelbſt verſetzt worden. 

In der Stadt Lübbenau iſt der Kaufmann Chriſtian Wilhelm Hahn als Schiedsmann wiederum ge⸗ 
wählt und beſtätigt worden. - 

Für den erſten ländlichen Bezirk des Croſſeuer Kreiſes iſt der Rittergutsbeſitzer und Kreisdeputirte 
Baron von Blomberg zu Liebthal als Schiedsmann gewählt und beſtätigt worden. 

Der bisherige Lademeiſter Schroeder in Sorau iſt definitiv als ſolcher bei der Niederſchleſiſch⸗Märki⸗ 
ſchen Elſenbahn angeſtellt worden. 


Vermiſchte Nachrichten. 


(1) Das Pfarramt zu Beitzſch in der Diöceſe Guben, Privat⸗Patronats, wird zum 1. April k. J. burch 
die Emeritirung ſeines zeitigen Inhabers vacant. 

(2) Die Pfarrſtelle zu Zettitz, Diöceſe Croſſen, Privat⸗Patronats, iſt durch das Ableben ihres 
bisherigen Inhabers erledigt worden. 

(3) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 20. April 1866 
präſentirten Muthung wird dem Fabrikbeſitzer Reinhold Marggraff zu Schwiebus unter dem Namen 
„Marggraff“ das Bergwerkselgenthum in dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglau⸗ 
bigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: A B C bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt 
von 500,000 Q.⸗Ltr., geſchrieben: Fünfhunderttauſend Quadratlachtern umfaſſend — in der Gemeinde 
Merzdorf, im Kreiſe Schwiebus⸗Züllichau des Reglerungsbezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle 
gelegen ift, zur Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen,“ urkundlich 
ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Nevier- 
beamten Bergmeister Birnbaum zu Guben zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 
35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. Halle, den 6. Dezember 1866. Königliches Oberbergamt. 

(A) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 14. Mui 1866 
präſentirten Muthung wird den Frauen Sophie Bayer geb. Arendt zu Wriezen a. O. und Emma Eiſen⸗ 
mann geb. Schloß zu Berlin unter dem Namen „Berthold“ das Bergwerkseigenthum in dem Felde, deſſen 
Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: a b e Gef 
t“ g h i k L MN O bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 499,997 Q. ⸗Ltr., 
geſchrieben: Vierhundertneunundneunzigtanſendneunhundertſiebenundneunzig Quadratlachtern umfaſſend — 
in den Gemeinden Obersdorf, Münchehofe, Hermersdorf und Müncheberg, im Kreiſe Lebus des Regierungs⸗ 
bezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde 
vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem 
Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Revierbeamten Bergaſſeſſor von Dücker zu Fürſtenwalde 
zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Halle, den 6. Dezember 1866. Königliches Oberbergamt. 

(8) Bekanntmachung. Das unterzeichnete Schauamt wird zur Körung der zum Decken von Siuten 
anderer Eigenthümer gegen Entgeld angemeldeten Privathengſte „am 3. Januar k. J. Vormittags 11 Uhr 
hierſelbſt“ zuſammentreten. Die angemeldeten Hengſte find zur gedachten Zeit vor dem Landrathsamte 
hierſelbſt zu geſtellen und müſſen die Erlaubnißſcheine über die bereits in früheren Jahren gekörten Hengſte 
im Termine vorgelegt werden. Die Ortsbehörden haben dies in ihren Ortſchaften bekannt zu machen. 

Seelow, den 24. Dezember 1866. 
Das Schauamt Lebuſer Kreifes, Landrath. J. A.: Matuſch, Kreis⸗Secretalr. 


Raedigirt im Bürcau der Königl. Regierung. re 
Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sohn in. Frankfurt a. O. 


